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Erklärung zur Niederschlagung der Demonstrationen gegen die G8 in Genua durch die 
italienische Regierung

Das Europäische Parlament,

 in Erwägung der Ereignisse in Genua anlässlich des G8-Gipfels vom 19.-23. Juli 2001,

1. verurteilt die Vorgangsweise der italienischen Regierung – und insbesondere des 
stellvertretenden Premierministers, der während der Vorfälle in der Einsatzzentrale 
des Polizeipräsidiums Genua anwesend war –, die es einigen Polizeitruppen 
ermöglicht hat, ihre Brutalität auf faschistische Art und Weise auszuleben und gegen 
die grundlegendsten Verhaltenskodizes einer Demokratie zu verstoßen;

2. verurteilt insbesondere den Verstoß gegen das Recht auf persönliche Freiheit und die 
Verletzung der Würde der festgenommenen und inhaftierten Personen;

3. verurteilt die italienische Regierung, da sie das verfassungsmäßig garantierte Recht 
auf Meinungsäußerung nicht gewährleistet und somit gegen Artikel 10, 11 und 12 der 
EU-Charta der Grundrechte verstoßen hat, während sie dem Black Block und anderen 
gewalttätigen Gruppierungen der Bewegung völlige Bewegungsfreiheit gelassen hat;

4. verurteilt die Verstöße gegen Artikel 6 Absätze 1 und 2 des VEU und gegen Artikel 6 
der EU-Charta der Grundrechte durch die italienische Regierung;

5. fordert den Rat auf, gegen die Republik Italien die in Artikel 7 VEU vorgesehenen 
Verfahren einzuleiten;

6. fordert die Bewegung gegen die neoliberale Globalisierung auf, sich ausdrücklich 
gegen Gewalt und gegen jede Art von Gewalttätern auszusprechen;

7. beauftragt seine Präsidentin, diese Erklärung dem Rat, der Kommission sowie dem 
Parlament und der Regierung Italiens zu übermitteln.


